
des wirtschaftlich Stärkeren ist, kann der Staat von 
jedem seiner Bürger, an den solche oder ähnliche An­
sinnen gestellt werden, mag er Fleischergeselle oder 
Buchhalter, HO-Verkäufer oder Revisor sein,1 die volle, 
ungeteilte Verantwortung für sein Tun verlangen. 
Das ist ein wesentliches Element der demokratischen 
Gesetzlichkeit.

Steht danach die Tätereigenschaft des Gesellen in 
Fällen dieser Art fest, so ist demgegenüber die Frage, 
als was man den Auftraggeber ansehen will, ob als 
Anstifter oder als Mittäter, nur noch von untergeord­
neter Bedeutung. Bedenken gegen seine Klassifizierung 
als Anstifter können m. E. ernsthaft nicht bestehen. 
Seine schwerwiegende Rolle, sein führender Anteil 
würden dadurch — was das Oberlandesgericht zu be­
fürchten scheint — keineswegs verkleinert. Alte Volks­
meinung hat im Anstifter schon immer den Ärgeren 
erblickt. Das Gesetz stellt ihn mit dem Täter auf die 
gleiche Stufe. Das bedeutet, daß — nicht anders als 
beim Mittäter — für die Strafzumessung alle Umstände 
des konkreten Falles zu berücksichtigen sind, hier also 
z. B. seine übergeordnete Stellung als Leiter des Be­
triebes, und daraus folgend die viel größere Schwere 
des von ihm begangenen Vertrauensbruchs. Damit 
aber wird das richtige Verhältnis zwischen beiden Be­
teiligten, um das es dem Oberlandesgericht offensicht­
lich vor allem und mit Recht zu tun war, im Ergebnis 
gewahrt.

Alfred T r a p p ,  Richter am Obersten Gericht

§§ 265, 271 StPO.
1. Ein Hinweis auf die Veränderung des rechtlichen 

Gesichtspunktes ist entbehrlich, wenn der Vertreter 
der Staatsanwaltschaft im Schlußvortrag auf einen 
neuen rechtlichen Gesichtspunkt hingewiesen und der 
Verteidiger dazu ausdrücklich Stellung genommen hat.

2. Eine Berichtigung des Protokolls ist auch nach 
Einlegung eines Rechtsmittels zulässig, wenn damit der 
mit dem Rechtsmittel gerügte Mangel behoben wird.

OLG Erfurt, Urt. vom 21. Juni 1951 — 2 VL Rev. 
77/51.

Aus den G r ü n d e n :
. . . Gegen dieses Urteil hat der Angeklagte Revision 

eingelegt, die jedoch nur zum Teil begründet ist. Die 
Revision rügt in formeller Hinsicht zunächst Verletzung 
des § 265 StPO und trägt zur Begründung vor, daß der 
Verteidiger des flüchtigen Angeklagten nicht darauf 
hingewiesen worden sei, daß auch eine Verurteilung 
nach §§ 1 und la KWVO erfolgen könne.

Diese Rüge ist nicht geeignet, die Revision zu be­
gründen. In der Revisionsbegründung wird selbst aus­
geführt, daß der Vertreter der Staatsanwaltschaft in 
seinem Schlußvortrag auf die §§ 1 und la KWVO hin­
gewiesen und der Verteidiger dazu Stellung genommen 
hat. Dies ergibt sich auch eindeutig aus der Sitzungs­
niederschrift.

Sinn und Zweck der Vorschrift des § 265 StPO geht 
dahin, d>en Angeklagten davor zu bewahren, daß er 
nach einem Strafgesetz verurteilt wird, welches nicht 
im Eröffnungsbeschluß angeführt ist und ihm somit die 
Gelegenheit genommen wird, sich insoweit zu vertei­
digen. Der Hinweis in der Hauptverhandlung auf die 
Veränderung des rechtlichen Gesichtspunktes gemäß 
§ 265 StPO hat also zu erfolgen, damit dem Angeklagten 
„Gelegenheit zur Verteidigung“ gegeben ist. Ein solcher 
Hinweis erübrigt sich, wenn von seiten des Vertreters 
der Staatsanwaltschaft ein anderes Strafgesetz in die 
Hauptverhandlung eingeführt wird und sich der An­
geklagte bzw. sein Verteidiger widerspruchslos auf 
dieses einläßt. Dem Angeklagten bleibt es jedoch auch 
in diesem Fall überlassen, seine Rechte aus § 265 Abs. 3 
StPO geltend zu machen, nämlich Aussetzung der 
Hauptverhandlung zu beantragen. Dies ist hier nicht 
geschehen. Der Verteidiger hat ausweislich des Proto­
kolls Erörterungen über die §§ 1 und la KWVO in seinen 
Schlußvortrag einbezogen und sogar selbst beantragt, 
die Bestimmungen der KWVO zur Anwendung zu brin­
gen. In einem solchen Fall, nur um der Form Genüge zu 
tun, einen besonderen Hinweis des Gerichts zu ver­
langen, wäre überspitzt und würde dem wahren Sinn 
des § 265 StPO, der hier inhaltlich sogar gewahrt ist, 
zuwiderlaufen.

Mit der Revision wird weiter Verletzung der §§ 59, 64 
StPO gerügt. Der Revisionsführer begründet dies damit,

daß ausweislich der Sitzungsniederschrift eine Verteidi­
gung der Zeugen S., St., E., L. und der Sachverständigen 
R. und Dr. G. nicht erfolgt sei und auch das Protokoll 
keine Angabe darüber enthalte, aus welchem Grunde 
die Vereidigung unterblieben sei.

Hierzu ist zunächst festzustellen, daß das Protokoll 
am 3. Februar 1951 wie folgt ergänzt wurde: „Die Zeu­
gen und Sachverständigen werden sodann auf ihre Aus­
sage vorschriftsmäßig beeidigt.“ Dieser Ergänzungs­
beschluß ist vom Vorsitzenden und vom Protokollführer 
unterzeichnet. *

Damit ist der mit der Revision geltend gemachte 
Mangel behoben worden. Diese „Ergänzung“ ist jedoch 
nach Eingabe der Revisionsbegründung am 30. Januar 
1951 erfolgt, so daß die Zulässigkeit derselben zu 
prüfen ist.

Es bedarf keiner näheren Erörterung, daß eine Be­
richtigung — um eine solche handelt es sich hier — 
nach Einlegung eines Rechtsmittels immer dann zuzu­
lassen ist, wenn sie den durch das Rechtsmittel gerügten 
Mangel bestätigt. Nach der Ansicht des Senats ist aber 
auch dann eine Berichtigung der Sitzungsniederschrift 
nach Einlegung eines Rechtsmittels zulässig, wenn sie 
zuungunsten des Beschwerdeführers vorgenommen 
wird, wenn also der Mangel behoben wird. Im vor­
liegenden Fall sind die in der Revisionsbegründung ge­
nannten Zeugen und Sachverständigen tatsächlich ver­
eidigt worden, wie sich aus der „Ergänzung“ des Proto­
kolls ergibt. Der Revisionsführer bestreitet selbst nicht, 
daß dies geschehen ist. Würde also hier eine nachträg­
liche Berichtigung unberücksichtigt bleiben müssen, so 
würde der Entscheidung des Revisionsgerichts ein Sach­
verhalt zugrundeliegen, der dem wahren Verlauf der 
Verhandlung nicht entspricht. In einer nach Aufhebung 
des angefochtenen Urteils durchzuführenden Haupt­
verhandlung müßten dann diese Zeugen und Sachver­
ständigen vereidigt werden, obwohl sie bereits ord­
nungsgemäß beeidigt worden sind und nur die dies­
bezügliche Protokollierung fehlt. Ein solches Ergebnis 
wäre geradezu abwegig und würde im Gesetz keine 
Stütze finden.

§ 63 KAGebO.
Dem Verteidiger stehen für seine Tätigkeit im Ver­

fahren vor dem Schwurgericht keine höheren Gebüh­
ren zu als im Verfahren vor der Großen Strafkammer.

OLG Erfurt, Beschl. vom 26. Oktober 1951 — 3 Ws 
58/51.

Aus den G r ü n d e n :
Rechtsanwalt Dr. P. wurde durch Beschluß des Land­

gerichts M. dem Angeklagten H. als Pflichtverteidiger 
vor dem Schwurgericht bestellt. Die Verhandlung hat 
am 1. April 1950 stattgefunden. Gegen das Urteil wurde 
Revision eingelegt und vom Beschwerdeführer mit 
Schriftsatz vom 12. Mai 1950 begründet. Dr. P. bean­
tragte Gebührenfestsetzung in Höhe von 80,— DM für 
die Verteidigung und 40,— DM für die Revisions­
begründung. Durch Beschluß wurde dem Verteidiger 
eine Gebühr von 50,— DM für die Verteidigung und 
eine Gebühr von 25,— DM für die Revisionsbegründung 
zugebilligt.

Gegen diesen Beschluß richtet sich die Beschwerde.
Sie ist zulässig, konnte aber sachlich keinen Erfolg 

haben. Nach § 63 RAGebO in der Fassung vom 5. Juli 
1927 betrug die Gebühr des Pflichtverteidigers in 
Schwurgerichtssachen 80,— RM, vor der Strafkammer 
50,— RM. Durch die ÄnderungsVO vom 21. April 1944 
wurde an den Gebührensätzen nichts geändert. Schwur­
gerichtssachen sind in dieser Verordnung allerdings 
nicht aufgeführt, weil zu dieser Zeit Schwurgerichte 
nicht mehr bestanden und durch andere Gerichte ersetzt 
waren. In Thüringen wurden Schwurgerichte wieder 
durch das Gesetz über die Anwendung des Gerichts­
verfassungsgesetzes im Lande Thüringen vom 5. De­
zember 1945 geschaffen. Eine Änderung der RAGebO 
ist aber nicht erfolgt, sie gilt noch in der Fassung von 
1944, so daß hier eine Lücke entstanden ist.

Bei Ausfüllung dieser Lücke ist von dem Sinn der 
Bestimmungen und der veränderten Sachlage auszu­
gehen.

Die Gleichstellung der Gebühr für die Tätigkeit vor 
dem Schwurgericht mit der vor dem ehemaligen Reichs­
gericht beruhte auf der Erwägung, daß damals vor
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